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Sehr geehrte Damen und Herren, 
die geplante Reform des Fahrerlaubniswesens verfolgt das wichtige Ziel, den Erwerb der Fahrerlaubnis moderner,  
effizienter und zugleich bezahlbarer zu gestalten. Die stärkere Einbindung digitaler Lernformen, die Flexibilisierung von 
Ausbildungswegen sowie der angekündigte Bürokratieabbau zeigen, dass die aktuellen Herausforderungen im Bereich  
der Fahrausbildung erkannt wurden. Angesichts steigender Führerscheinkosten und wachsender Anforderungen an  
Mobilität und Verkehrssicherheit ist eine Weiterentwicklung des bestehenden Systems grundsätzlich notwendig und zu  
begrüßen. Gleichzeitig betrifft die Reform nicht nur einzelne organisatorische Abläufe, sondern greift tief in die Struktur  
des bisherigen Ausbildungssystems ein. Die vorgesehene stärkere Eigenverantwortung der Fahrschüler, die Ausweitung  
digitaler Lernprozesse, der Einsatz von Simulatoren sowie die Einführung begleiteter Fahrpraxis außerhalb der klassischen 
Fahrschulausbildung verändern die Rolle der Fahrschulen, der Fahrlehrer sowie der Prüforganisationen grundlegend. 
Eine Reform dieser Tragweite kann jedoch nur dann dauerhaft erfolgreich sein, wenn sie das Gesamtsystem aus  
Fahrausbildung, Fahrlehrerausbildung sowie Prüf- und Sachverständigenwesen gemeinsam betrachtet. Verkehrssicherheit, 
Ausbildungsqualität und Chancengleichheit dürfen dabei nicht hinter wirtschaftlichen oder organisatorischen Erwägungen 
zurücktreten. Gleichzeitig muss kritisch geprüft werden, ob die mit der Reform verbundenen Einsparungserwartungen  
tatsächlich realistisch erreichbar sind oder ob neue technische, organisatorische und bürokratische Anforderungen am Ende  
zu zusätzlichen Belastungen für Fahrschulen, Behörden und Fahrschüler führen. Digitalisierung und Flexibilisierung können  
sinnvolle Ergänzungen sein, sie dürfen jedoch professionelle pädagogische Ausbildung nicht ersetzen. 
Mit der nachfolgenden Stellungnahme sollen daher sowohl die positiven Ansätze des Referentenentwurfs anerkannt als  
auch bestehende fachliche, pädagogische und praktische Risiken aufgezeigt werden. Ziel ist eine Reform, die  
Modernisierung und Bezahlbarkeit ermöglicht, ohne die Qualität der Fahrausbildung und die Sicherheit im Straßenverkehr 
nachhaltig zu gefährden. 

 
 

Stellungnahme – systematische Bewertung des Referentenentwurfs zur Fahrschulreform 
 
I. Übergreifende Grundbewertung 
 
Der Referentenentwurf verfolgt das Ziel, den Fahrerlaubniserwerb moderner, digitaler, effizienter und bezahlbarer zu gestalten. 
Dieses Ziel ist grundsätzlich zu begrüßen. Der Entwurf selbst stellt ausdrücklich darauf ab, digitale Ausbildungselemente  
stärker zu integrieren, Dokumentations- und Nachweisverfahren zu vereinfachen und Kosten zu senken.  
Gleichzeitig handelt es sich nicht lediglich um eine punktuelle Modernisierung. Der Entwurf verschiebt das bisherige System  
der Fahrausbildung grundlegend: weg von einer stark strukturierten, verpflichtenden Fahrschulausbildung mit festen 
Ausbildungsanteilen, hin zu einem flexibleren System mit digitalem Wissenserwerb, stärkerer Eigenverantwortung,  
Simulationen und einem Modellversuch zur Fahrpraxis unter Anleitung. 
Diese Reform kann nur dann verantwortet werden, wenn Fahrausbildung, Fahrlehrerausbildung und  
Prüf-/Sachverständigenrecht gemeinsam betrachtet werden. Wird nur ein Bereich flexibilisiert, ohne die anderen  
Bereiche systematisch anzupassen, entstehen Brüche im Gesamtsystem. 
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II. Fahrausbildung 
 
1. Theorieausbildung 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Der Entwurf ersetzt die bisherige Systematik eines verpflichtenden, strukturierten Theorieunterrichts weitgehend durch  
einen flexibleren „theoretischen Wissenserwerb“. Das Lernformat soll künftig grundsätzlich in der eigenverantwortlichen 
Entscheidung des Fahrschülers liegen. Fahrschulen dürfen theoretischen Unterricht in Präsenz, digital synchron,  
digital asynchron oder kombiniert anbieten, sind aber nicht verpflichtet, sämtliche Formen vorzuhalten.  
 
b) Bewertung 
Die Öffnung für digitale Lernformen ist zeitgemäß und grundsätzlich positiv. Regelwissen, Verkehrszeichen, Prüfungs- 
vorbereitung und Wiederholungsinhalte lassen sich digital gut vermitteln. Problematisch ist jedoch, dass der Entwurf die 
Theorieausbildung zu stark vom pädagogisch begleiteten Unterricht lösen kann. 
Fahrausbildung ist nicht nur Wissensvermittlung. Sie dient der Entwicklung von Risikowahrnehmung, Gefahrenbewusstsein, 
Verantwortungsgefühl, sozialem Verhalten und vorausschauender Fahrweise. Der BDV weist zutreffend darauf hin, dass  
gerade Verantwortung, Risikowahrnehmung und komplexe Verkehrssituationen besser in moderierten Unterrichtssituationen 
vermittelt werden können.  
 
c) Defizit 
Das zentrale Defizit liegt darin, dass der Entwurf zwar den digitalen Wissenserwerb ermöglicht, aber keine ausreichende 
pädagogische Mindeststruktur vorsieht. Dadurch droht eine Reduzierung der Theorie auf prüfungsorientiertes Selbstlernen.  
Das kann zwar kurzfristig günstiger erscheinen, schwächt aber die verkehrspädagogische Funktion der Fahrschule.  
Zudem kommt es zu praktischen und organisatorischen Folgen einer Verlagerung von Beratungsaufgaben auf Behörden, 
wenn die Benennung der Fahrschule aus dem § 21 FEV herausgenommen wird. Dadurch droht eine Verlagerung wesentlicher 
Beratungs- und Informationsaufgaben auf Straßenverkehrsämter. Angesichts bereits heute begrenzter personeller  
Kapazitäten besteht die Gefahr längerer Bearbeitungszeiten sowie ineffizienterer Verwaltungsabläufe. 
 
d) Forderung 
Die Theorieausbildung sollte als verbindliches Hybridmodell ausgestaltet werden. Digitale Lernanteile sollen möglich sein,  
aber verpflichtende pädagogisch begleitete Unterrichtseinheiten ohne rein asynchrone Durchführung müssen erhalten  
bleiben, insbesondere zu Gefahrenlehre, Risikowahrnehmung, Verantwortung, Verkehrsverhalten und komplexen 
Entscheidungssituationen. Erhalt beziehungsweise ausdrückliche Benennung der Fahrschulen in § 21 FeV bzw.  
Sicherstellung einer festen Beratungsfunktion der Fahrschulen. 
 
2. Praktische Ausbildung und Sonderfahrten 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Der Entwurf hält daran fest, dass fahrpraktische Ausbildung auf öffentlichen Straßen stattfindet. Überland-,  
Autobahn- bzw. Kraftfahrstraßen- sowie Dunkelheits- oder Dämmerungsfahrten bleiben vorgesehen.  
Der Umfang soll sich jedoch stärker am individuellen Ausbildungsstand orientieren.  
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b) Bewertung 
Kompetenzorientierung ist grundsätzlich richtig. Nicht jeder Fahrschüler benötigt exakt denselben Ausbildungsumfang. 
Dennoch dürfen sicherheitsrelevante Ausbildungsbestandteile nicht faktisch entwertet werden. 
Gerade Überland-, Autobahn- und Nachtfahrten sind für Fahranfänger besonders wichtig.  
 
Der BDV hebt hervor, dass Landstraßen wegen höherer Geschwindigkeiten, fehlender baulicher Trennung und kurvenreicher 
Strecken besondere Risiken bergen.  
Eine deutliche Reduzierung dieser Fahrten könnte sich negativ auf die Verkehrssicherheit auswirken.  
 
c) Defizit 
Der Entwurf schafft Flexibilität, aber keine ausreichende Mindestabsicherung. Damit besteht die Gefahr, dass unter  
Kostendruck sicherheitsrelevante Fahrpraxis reduziert wird. 
 
d) Forderung 
Besondere Ausbildungsfahrten müssen als sicherheitsrelevanter Kernbestandteil erhalten bleiben.  
Die flexible Ausgestaltung neben der Mindestanforderung wird durch den BDV ausdrücklich begrüßt.  Dennoch sollte ein 
Orientierungsrahmen insbesondere in der Fahrpraxisbegleitung von  sechs praktischen Unterrichtseinheiten  
à 45 Minuten zur individuellen Verteilung berücksichtigt werden.  
 
3. Fahrpraxis unter Anleitung / Laienausbildung 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Der Entwurf sieht eine Erprobung des Erwerbs von Fahrpraxis unter Anleitung vor. Damit soll unter bestimmten  
Voraussetzungen das Führen eines Kraftfahrzeugs der Klasse B auf öffentlichen Straßen ohne Fahrerlaubnis zugelassen  
werden, wenn dies im Rahmen einer behördlich genehmigten Fahrpraxisphase geschieht. Vorgesehen sind Anforderungen  
an Teilnehmer, Fahrpraxisanleiter, Fahrzeuge, Versicherungsschutz, Dokumentation, behördliche Überwachung und Evaluation.  
 
b) Bewertung 
Zusätzliche Fahrpraxis kann sinnvoll sein. Sie kann Routine fördern und die Ausbildung ergänzen. Kritisch ist aber der  
Zeitpunkt des Einstiegs. Der BDV betont, dass begleitete Fahrpraxis nur dann positiv wirken kann, wenn sie auf einer  
soliden Grundausbildung durch qualifizierte Fahrlehrer aufbaut. Andernfalls besteht die Gefahr, dass sich fehlerhafte 
Verhaltensmuster frühzeitig verfestigen.  
 
c) Defizit 
Die vorgesehene Einstiegsschwelle ist zu niedrig. Wenn Fahrschüler bereits nach wenigen professionellen Fahrstunden in  
eine lange private Fahrpraxisphase wechseln, droht eine pädagogische Entkopplung. Der Fahrlehrer wird nachträglich zur 
Korrekturinstanz für Fehler, die zuvor ohne professionelle Anleitung entstanden sind. 
Zudem erzeugt die Laienausbildung erheblichen zusätzlichen Aufwand auch für Fahrerlaubnisbehörden durch: Genehmigungen, 
Fahrpraxisanleiterprüfung, Versicherungsnachweise, Einweisungen, Teilnahmenachweise, Kilometerdokumentation, 
Beobachtungsfahrt und behördliche Überwachung. Darüber hinaus ist mit zusätzlichen finanziellen Belastungen zu rechnen.  
Die Nutzung privater Fahrzeuge im Rahmen der Fahrpraxis unter Anleitung dürfte in vielen Fällen zu höheren  
Versicherungsprämien oder Risikoaufschlägen führen. Gleichzeitig entsteht zusätzlicher Verwaltungsaufwand für 
Fahrerlaubnisbehörden, da künftig auch private Fahrpraxisanleiter überprüft, zugelassen und überwacht werden müssen. 
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d) Forderung 
Die Fahrpraxis unter Anleitung darf nur ergänzend eingeführt werden. Vor Beginn der Laienphase muss eine belastbare 
professionelle Grundausbildung stehen. Fachlich sollte mindestens etwa die Hälfte des empfohlenen praktischen 
Ausbildungsumfangs vor der Laienphase absolviert werden. Eine Aufweichung unter die im Reformvorschlag vorgesehene  
Regelung 6 + 6 neben Einweisung, Beobachtungfahrt und Prüfungsreifefeststellung darf nicht unterschritten werden. 
Außerdem braucht es klare Haftungs- und Versicherungsregelungen, strengere Anforderungen an Fahrpraxisanleiter, 
standardisierte Beobachtungsfahrten und eine belastbare wissenschaftliche Evaluation. Darüber hinaus ist eine Klärung  
der Fahrzeugkopplung zwischen Ausbildungsfahrzeug und Fahrzeug der Fahrpraxisbegleitung zwingend notwendig. 
 
4. Prüfungsreife 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Vor der praktischen Fahrerlaubnisprüfung soll künftig ein prüfungsähnlicher Test im öffentlichen Verkehr absolviert werden.  
Der Fahrlehrer muss die Prüfungsreife dokumentieren. Ohne Feststellung der Prüfungsreife darf der Fahrschüler nicht zur  
Prüfung vorgestellt werden. 
  
b) Bewertung 
Die Feststellung der Prüfungsreife ist ein sinnvolles Qualitätssicherungsinstrument. Sie passt jedoch nur dann in das 
System, wenn sie nicht zu einer bloßen formalen Dokumentationspflicht wird. 
 
c) Defizit 
Die Reform will Bürokratie abbauen, schafft hier aber eine neue Dokumentationspflicht. Dies kann sinnvoll sein, muss aber  
einfach, digital und bundeseinheitlich ausgestaltet werden. 
 
d) Forderung 
Die Prüfungsreifefeststellung sollte inhaltlich klar definiert, digital schlank dokumentiert und bundesweit einheitlich  
umgesetzt werden. 
 
5. Simulatoren 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Der Entwurf sieht vor, Fahrsimulatoren künftig stärker in die praktische Ausbildung zu integrieren. Simulatoren sollen  
eingesetzt werden können, sofern Fahraufgaben realitätsnah simuliert werden. Für die besonderen Ausbildungsfahrten – 
insbesondere Überland-, Autobahn- bzw. Kraftfahrstraßen- sowie Dämmerungs- und Dunkelheitsfahrten – ist der Einsatz  
von Simulatoren jedoch ausgeschlossen. Bei bestimmten Ausbildungsinhalten, etwa dem Umgang mit Schaltgetrieben,  
kann ein Teil der Ausbildung simuliert werden; eine reale Überprüfungsfahrt bleibt dennoch verpflichtend. 
  
b) Bewertung 
Der BDV begrüßt den Einsatz von Fahrsimulatoren ausdrücklich als sinnvolle Ergänzung der Fahrausbildung. Simulatoren  
bieten insbesondere in frühen Ausbildungsphasen erhebliche Vorteile. Sie ermöglichen das gefahrlose Training von  
Grundbedienung, Gefahrensituationen, seltenen Verkehrslagen sowie komplexen Entscheidungssituationen, die im realen 
Straßenverkehr nur eingeschränkt oder gar nicht gezielt trainierbar sind. Gerade im Bereich der Gefahrenlehre, der  
Blickführung, der Reaktionsschulung oder bei schwierigen Wetter- und Verkehrssituationen können Simulatoren einen  
wichtigen pädagogischen Beitrag leisten.  
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Vor diesem Hintergrund erscheint es jedoch widersprüchlich, dass ausgerechnet die besonderen Ausbildungsfahrten  
vollständig vom Simulationseinsatz ausgeschlossen werden. Der Entwurf reduziert gleichzeitig die starre Struktur der  
praktischen Ausbildung und orientiert sich stärker an individueller Kompetenzentwicklung. Gerade bei der vergleichsweise  
geringen Anzahl vorgeschriebener besonderer Ausbildungsfahrten ist nicht nachvollziehbar, weshalb bestimmte Inhalte –  
etwa Autobahnfahrten, Nachtfahrten oder Gefahrensituationen auf Landstraßen – nicht zumindest anteilig  
simulatorgestützt vorbereitet oder begleitet werden dürfen. 
Simulatoren können reale Fahrpraxis zwar nicht ersetzen, sie können diese aber sinnvoll vorbereiten und ergänzen.  
Insbesondere sicherheitskritische Situationen wie Aquaplaning, Wildwechsel, plötzlich auftretende Hindernisse oder  
schwierige Sichtverhältnisse lassen sich im Simulator häufig intensiver und kontrollierter trainieren als im realen  
Straßenverkehr. 
Gleichzeitig bleibt die Gefahr kostentreibender Doppelstrukturen bestehen. Wenn Fahrschulen zusätzlich zu realen 
Schulungsfahrzeugen auch Simulatoren sowie parallel Automatik- und Schaltfahrzeuge vorhalten müssen, können die  
erwarteten Kosteneinsparungen der Reform teilweise oder vollständig verloren gehen. 
 
c) Defizit 
Der Entwurf erkennt den pädagogischen Nutzen von Simulatoren grundsätzlich an, nutzt dieses Potenzial jedoch nicht  
konsequent. Der vollständige Ausschluss simulatorgestützter Elemente bei besonderen Ausbildungsfahrten wirkt nicht  
systematisch begründet und steht teilweise im Widerspruch zum Ziel einer modernen, kompetenzorientierten Ausbildung. 
Zudem besteht die Gefahr, dass durch zusätzliche technische Anforderungen neue wirtschaftliche Belastungen für  
Fahrschulen entstehen, ohne dass ein entsprechender Mehrwert für die Ausbildung erreicht wird. 
 
d) Forderung 
Simulatoren sollten ausdrücklich als ergänzendes Ausbildungselement anerkannt und sinnvoll in die praktische Ausbildung 
integriert werden. Dabei sollte geprüft werden, ob bestimmte Inhalte besonderer Ausbildungsfahrten zumindest vorbereitend  
oder anteilig simulatorgestützt vermittelt werden können, ohne die notwendige reale Fahrpraxis zu ersetzen. 
Gleichzeitig darf kein faktischer Investitionszwang entstehen. Die Einführung simulatorgestützter Ausbildung muss  
wirtschaftlich realistisch ausgestaltet werden und darf nicht zu neuen Doppelstrukturen führen. Reale Fahrpraxis im  
öffentlichen Straßenverkehr muss weiterhin den Kern der praktischen Ausbildung bilden. 
 
6. Bürokratie und Transparenz 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Der Entwurf will Bürokratie abbauen, etwa durch Wegfall von Anforderungen an Unterrichtsräume und Lehrmittel.  
Gleichzeitig werden neue digitale Melde-, Nachweis- und Dokumentationspflichten geschaffen, etwa bei Transparenzportal, 
Prüfungsreife, Schulungsbescheinigungen und Fahrpraxis unter Anleitung. Der Entwurf selbst geht zwar von Entlastungen  
aus, benennt aber zugleich Umstellungsaufwand für das Transparenzportal und Verwaltungsaufwand bei der  
Fahrpraxis-Verordnung.  
 
b) Bewertung 
Der Reformansatz baut klassische Regelbürokratie teilweise ab, ersetzt sie aber durch digitale Prozess- und 
Dokumentationsbürokratie. Ob die geplante Reform den Erwerb der Fahrerlaubnis tatsächlich günstiger macht, erscheint  
in der Praxis fraglich. Die angestrebte Entlastung der Verbraucher dürfte an mehreren Stellen verpuffen. Zwar erleichtert  
die Reform Neugründungen von Fahrschulen, für bestehende Betriebe entstehen jedoch zusätzliche digitale Melde-,  
Nachweis- und Dokumentationspflichten.  

mailto:kontakt@bdv-ev.com
http://www.bdv-ev.com/


BUNDESVEREINIGUNG DEUTSCHER VERKEHRSPÄDAGOGEN E.V. 

Trappentreustraße 42 I 80339 München I kontakt@bdv-ev.com I www.bdv-ev.com 
 

Der daraus entstehende organisatorische und personelle Mehraufwand wird sich voraussichtlich unmittelbar auf die 
Ausbildungskosten der Fahrschüler auswirken. 
Auch die erwarteten Einsparungen bei Raum- und Infrastrukturkosten erscheinen nur eingeschränkt realistisch.  
Selbst bei stärker digitalisierten Ausbildungsformen bleiben physische Standorte für Beratung, Verwaltung, Dokumentation sowie 
den Einsatz von Fahrsimulatoren weiterhin erforderlich. 
Gleichzeitig entsteht die Gefahr zusätzlicher kostenintensiver Doppelstrukturen. Der parallele Einsatz von Schulungsfahrzeugen, 
Simulatoren und hybriden Lernformen kann neue Investitions- und Betriebskosten verursachen. Hinzu kommen zusätzliche 
Anforderungen an Lernstandsdiagnostik, Dokumentation und Qualitätssicherung. 
 
c) Defizit 
Digitalisierung ist nicht automatisch Entbürokratisierung. Wenn Papiernachweise nur durch digitale Meldepflichten ersetzt  
werden, bleibt der Aufwand bestehen oder steigt sogar. 
 
d) Forderung 
Alle neuen Dokumentations- und Meldepflichten müssen auf das Notwendige reduziert werden. Vor Inkrafttreten sollte ein 
Praxistest mit Fahrschulen, Fahrerlaubnisbehörden und Prüforganisationen erfolgen. 
 
III. Fahrlehrerausbildung 
 
1. Ausgangspunkt 
Die Fahrlehrerausbildung beruht bisher auf einem klaren Leitbild: Der Fahrlehrer ist nicht nur Fahrer oder technischer  
Einweiser, sondern Pädagoge, Diagnostiker und Verkehrssicherheitsvermittler. Das Fahrlehrergesetz, die Fahrlehrer-
Ausbildungsverordnung, die Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz und die Fahrlehrerprüfungsverordnung bilden  
ein System, das fachliche, pädagogische und praktische Kompetenz absichern soll. 
Der BDV betont ausdrücklich, dass Fahrlehrerausbildung hohe Präsenzanteile benötigt, insbesondere bei pädagogischen, 
didaktischen und fahrpraktischen Inhalten. Digitale Elemente können ergänzen, aber zentrale Präsenzvermittlung nicht 
ersetzen.  
 
2. Systembruch durch die neue Fahrausbildung 
 
a) Problem 
Die Fahrschülerausbildung wird durch den Entwurf flexibilisiert, digitalisiert und teilweise in eigenverantwortliche oder 
laienbegleitete Lernformen verlagert. Gleichzeitig bleibt das Berufsbild des Fahrlehrers in seiner Prüfungs- und Ausbildungs- 
logik stark pädagogisch geprägt. 
Das führt zu einem Spannungsverhältnis: 
 

• Die Fahrausbildung nutzt die pädagogische Rolle des Fahrlehrers weniger verbindlich.  
• Die Fahrlehrerausbildung verlangt weiterhin hohe pädagogische und didaktische Kompetenz.  
• Die Fahrlehrerprüfung prüft weiterhin Unterrichts- und Vermittlungskompetenz.  
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b) Konsequenz 
Die Rolle des Fahrlehrers verschiebt sich. Er wird künftig stärker: 
 

• Coach,  
• Diagnostiker,  
• Qualitätssicherer,  
• Korrekturinstanz für digitale oder laienbegleitete Lernprozesse,  
• Prüfreifeverantwortlicher.  

Diese neue Rolle muss sich in Ausbildung und Prüfung widerspiegeln. 
 
3. Theorieausbildung und theoretische Lehrprobe 
 
a) Problem 
Wenn Theorieunterricht künftig vollständig asynchron und selbstorganisiert erfolgen kann, wird die klassische 
Unterrichtskompetenz im Fahrschulsystem weniger zwingend benötigt. Gleichzeitig bleibt die theoretische Lehrprobe in  
der Fahrlehrerprüfung Ausdruck genau dieser Kompetenz. 
 
b) Bewertung 
Das ist ein struktureller Widerspruch. Der Staat prüft eine Fähigkeit, die im reformierten System nicht mehr verbindlich  
eingesetzt werden muss. 
 
c) Forderung 
Es gibt zwei konsequente Möglichkeiten: 

1. Beibehaltung eines verbindlichen Hybridmodells in der Fahrschülerausbildung, damit die theoretische  
2. Lehrprobe weiterhin systematisch sinnvoll ist.  

 
3. Oder Reform der Fahrlehrerprüfung, sodass neben klassischer Unterrichtskompetenz auch digitale  
4. Lernbegleitung, Lernstandsdiagnostik, Coaching und Qualitätssicherung geprüft werden.  

 
Die vorzugswürdige Lösung ist ein Hybridmodell: digitale Lernformen zulassen, aber pädagogisch begleitete Theorieanteile 
verbindlich erhalten. 
 
4. Anpassung der Fahrlehrerausbildung an neue Aufgaben 
 
a) Neue Anforderungen 
Durch die Reform entstehen neue Anforderungen an Fahrlehrer: 
 

• Bewertung digital erworbener Vorkenntnisse,  
• Erkennen von Wissenslücken nach Selbstlernphasen,  
• Korrektur falscher Routinen aus Laienfahrpraxis,  
• Durchführung und Dokumentation der Prüfungsreife,  
• Einbindung von Simulatoren,  
• Beratung von Fahrpraxisanleitern,  
• Qualitätssicherung hybrider Ausbildung.  
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b) Defizit des Entwurfs 
Der Entwurf verändert die Rolle des Fahrlehrers, ohne die Fahrlehrerausbildung systematisch entsprechend weiterzuentwickeln. 
 
c) Forderung 
Die Fahrlehrerausbildung muss ergänzt werden um: 
 

• Kompetenzdiagnostik,  
• Lernstandsdiagnostik,  
• Coaching digital lernender Fahrschüler,  
• Umgang mit Fehlerverfestigungen aus Laienfahrpraxis,  
• methodische Einbindung von Simulatoren,  
• rechtliche und pädagogische Verantwortung bei Prüfungsreifeentscheidungen.  

 
5. Präsenzanteile erhalten 
 
a) Bewertung 
Digitale Elemente in der Fahrlehrerausbildung sind sinnvoll, etwa bei Theorie, Wiederholung, Selbststudium und vorbereitenden 
Inhalten. Pädagogik, Didaktik, Lehrproben, praktische Ausbildung und Reflexion von Unterrichtssituationen lassen sich jedoch  
nicht vollständig digital ersetzen. 
 
b) Forderung 
Präsenzanteile in pädagogischen, didaktischen und fahrpraktischen Bereichen müssen erhalten bleiben. Eine Digitalisierung  
der Fahrlehrerausbildung darf nicht zu einer Entwertung des Berufs führen. 
 
IV. Sachverständigen- und Prüferrecht 
 
1. Neuer Fahrerlaubnisprüfer 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Der Entwurf führt neben Sachverständigen und Prüfern einen eigenständigen „Fahrerlaubnisprüfer“ ein. Dieser soll eine  
eigene Anerkennung erhalten können. Vorgesehen sind u.a. Mindestalter 23 Jahre, geistige und körperliche Eignung,  
Fahrerlaubnis der Klasse B seit mindestens drei Jahren, Ausbildung von mindestens fünf Monaten in einer Technischen  
Prüfstelle, Zugehörigkeit zu einer Technischen Prüfstelle und Nachweis der fachlichen Eignung in einer Prüfung.  
 
b) Bewertung 
Die Öffnung des Zugangs kann helfen, Prüfkapazitäten zu erhöhen. Das ist angesichts bestehender Wartezeiten ein 
legitimes Ziel. Der BDV hält eine Öffnung von Zugangswegen grundsätzlich für möglich, fordert aber, dass das Qualitätsniveau 
uneingeschränkt erhalten bleibt. 
  
c) Defizit 
Die Einführung eines eigenständigen Fahrerlaubnisprüfers darf nicht als reine Kapazitätsmaßnahme verstanden werden.  
Die Fahrerlaubnisprüfung ist ein zentraler Sicherheitsfilter. Wer prüft, muss nicht nur Rechtskenntnisse und Fahrpraxis  
besitzen, sondern auch Bewertungs-, Kommunikations- und Entscheidungskompetenz. 
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d) Forderung 
Die Ausbildung neuer Fahrerlaubnisprüfer muss qualitative Mindeststandards enthalten: 
 

• umfassende verkehrsrechtliche Kenntnisse,  
• fahrpraktische Bewertungsfähigkeit,  
• pädagogisch-kommunikative Kompetenz,  
• objektive Beurteilungskompetenz,  
• regelmäßige Fortbildung,  
• Qualitätssicherung und Supervision.  

 
2. Trennung von Fahrlehrer- und Prüferrolle 
 
a) Inhalt des Entwurfs 
Der Entwurf sieht vor, dass ein Sachverständiger oder Prüfer, der Fahrerlaubnisprüfungen abnimmt, oder ein Fahrerlaubnisprüfer 
nicht gleichzeitig als Fahrlehrer beschäftigt oder Inhaber einer Fahrschulerlaubnis sein darf.  
 
b) Bewertung 
Die klare Trennung von Ausbildung und Prüfung ist richtig. Sie verhindert Interessenkonflikte und stärkt die Unabhängigkeit  
der Prüfung. 
 
c) Forderung 
Diese Trennung muss konsequent erhalten bleiben. Gleichzeitig sollte aber der fachliche Austausch zwischen  
Ausbildungssystem und Prüfsystem institutionalisiert werden, etwa durch gemeinsame Qualitätszirkel, Auswertung typischer 
Prüfungsdefizite und Rückkopplung an Fahrlehrerausbildung und Fahrschulausbildung. 
 
3. Wechselwirkung mit Fahrausbildung 
 
a) Problem 
Wenn die praktische Ausbildung flexibler wird, Sonderfahrten reduziert werden können, Simulatoren eingesetzt werden  
und Laienfahrpraxis hinzukommt, verändert sich auch die Prüfrealität. Prüfer müssen künftig Fahrschüler bewerten, deren 
Ausbildungswege sehr unterschiedlich sein können. 
 
b) Konsequenz 
Die Prüfung muss stärker kompetenzorientiert und weniger schematisch werden. Gleichzeitig muss sie weiterhin vergleichbar  
und rechtsstaatlich überprüfbar bleiben. 
 
c) Forderung 
Das Prüferrecht muss mit der neuen Fahrausbildung abgestimmt werden. Prüfende müssen auf heterogene  
Ausbildungsbiografien vorbereitet werden, ohne die Bewertungsmaßstäbe abzusenken. 
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V. Notwendige gegenseitige Berücksichtigung der drei Bereiche 
 
1. Fahrausbildung und Fahrlehrerausbildung 
Wenn Fahrschüler künftig mehr digital, selbstorganisiert oder laienbegleitet lernen, muss der Fahrlehrer besser darin  
ausgebildet werden, Lernstände zu diagnostizieren, Fehler zu erkennen und Lernprozesse zu steuern. Die Reform der  
Fahrausbildung verlangt daher zwingend eine Reform der Fahrlehrerausbildung. 
 
2. Fahrlehrerausbildung und Fahrlehrerprüfung 
Wenn weiterhin theoretische Lehrproben verlangt werden, muss Theorieunterricht auch weiterhin eine relevante Rolle im 
Fahrschulsystem haben. Andernfalls entsteht ein Widerspruch zwischen Berufsprüfung und Berufspraxis. 
 
3. Fahrausbildung und Sachverständigenrecht 
Wenn Ausbildungswege heterogener werden, steigen die Anforderungen an die Prüfung. Neue Fahrerlaubnisprüfer dürfen  
deshalb nicht nur schneller ausgebildet werden, sondern müssen besonders gut auf kompetenzorientierte Bewertung  
vorbereitet sein. 
 
4. Bürokratie in allen Bereichen 
Die Reform verspricht Entbürokratisierung, schafft aber in allen drei Bereichen neue Nachweise: 
 

• Fahrausbildung: Prüfungsreife, Laienfahrpraxis, Schulungsbescheinigungen, Transparenzportal.  
• Fahrlehrerausbildung: neue Anforderungen durch digitale und hybride Lernformen.  
• Prüferrecht: neue Anerkennungs-, Register- und Qualitätssicherungsfragen.  

Deshalb muss Bürokratie nicht nur bereichsweise, sondern systemisch bewertet werden. 
 
VI. Zusammenfassende Forderungen 

 
1. Fahrausbildung 

Die Reform darf professionelle Ausbildung nicht durch Eigenlernen und Laienbegleitung ersetzen.  
Digitale Theorie, Simulatoren und Fahrpraxis unter Anleitung sind nur als Ergänzung tragfähig.  

2. Rolle der Fahrschule 
Erhalt beziehungsweise ausdrückliche Benennung der Fahrschulen in § 21 FeV bzw. Sicherstellung einer  
festen Beratungsfunktion der Fahrschulen. 

3. Theorieausbildung 
Es braucht ein verbindliches Hybridmodell mit pädagogisch begleiteten Pflichtanteilen.  

4. Praktische Ausbildung 
Sonderfahrten und reale Fahrpraxis müssen als sicherheitsrelevanter Kern erhalten bleiben. Hierbei ist ein  
Mindestumfang von 6 Fahrstunden a. 45 Minuten festzulegen. Insgesamt ist ein verbindlicher Mindestumfang der  
gesamten praktischen Fahrausbildung von 20 Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten festzulegen. 

5. Laienausbildung 
Sie darf erst nach solider professioneller Grundausbildung beginnen und muss streng evaluiert werden.  
Klare Regelung beim besonderen Näheverhältnis des Fahrpraxisbegleiter 

6. Fahrlehrerausbildung 
Die neue Rolle des Fahrlehrers als Coach, Diagnostiker und Qualitätssicherer muss ausdrücklich in FahrlG,  
FahrlAusbV und DV-FahrlG berücksichtigt werden.  
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7. Fahrlehrerprüfung 
Die theoretische Lehrprobe ist nur dann systematisch stimmig, wenn pädagogisch begleitete Theorieausbildung  
weiterhin verbindlich bleibt. Andernfalls muss die Prüfung angepasst werden.  

8. Sachverständigen-/Prüferrecht 
Neue Fahrerlaubnisprüfer können zur Kapazitätserhöhung beitragen, benötigen aber hohe fachliche, pädagogisch-
kommunikative und bewertungsbezogene Standards.  

9. Bürokratie 
Digitalisierung darf nicht zu neuer Dokumentationsbürokratie führen. Neue Pflichten müssen praxistauglich,  
einheitlich und minimal ausgestaltet werden.  

10. Kosten 
Die erwarteten Einsparungen sind kritisch zu prüfen. Zusätzliche Investitionen, Dokumentationspflichten und 
Doppelstrukturen können Einsparungen aufzehren. Insbesondere zusätzliche digitale Nachweis- und Meldepflichten, 
Investitionen in Simulatorentechnik, parallele Ausbildungsstrukturen sowie erhöhte Verwaltungs- und  
Versicherungskosten im Bereich der Fahrpraxis unter Anleitung können dazu führen, dass für Fahrschüler keine  
spürbare finanzielle Entlastung entsteht. 

11. Gesamtsystem 
Fahrausbildung, Fahrlehrerausbildung und Prüf-/Sachverständigenrecht müssen gemeinsam reformiert werden.  
Eine isolierte Änderung einzelner Bausteine gefährdet Systemkohärenz, Ausbildungsqualität und Verkehrssicherheit. 
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